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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Ärzte und Pflegepersonal

Nachdem das Parlament den indirekten Gegenvorschlag zur Pflegeinitiative in der
Frühjahrssession verabschiedet hatte, musste der Ständerat in der Sommersession
2021 noch über die Volksinitiative selbst befinden – der Nationalrat hatte seine
ablehnende Empfehlung bereits in der Wintersession 2019 gefällt.
Kommissionssprecher Erich Ettlin (mitte, OW) fasste noch einmal die Anliegen des
Initiativkomitees zusammen und legte dar, inwiefern diese Forderungen im
Gegenvorschlag aufgenommen worden waren. Er sei der Ansicht, dass man dem
Initiativkomitee bereits «weit entgegengekommen» sei, weshalb die SGK-SR die
Initiative zur Ablehnung empfehle. Marina Carobbio Guscetti (sp, TI) erklärte als Mitglied
des Initiativkomitees, dass zwar die beiden Punkte zur Ausbildungsoffensive und zur
Vergütung gewisser Pflegeleistungen durch die OKP ohne die Notwendigkeit einer
ärztlichen Anordnung in den indirekten Gegenvorschlag integriert worden seien, dass
aber mit den verbesserten Arbeitsbedingungen ein zentraler Aspekt der Initiative im
Gegenvorschlag fehle. Es sei daher noch offen, ob das Initiativkomitee die Initiative
zurückziehen werde. Für Gesundheitsminister Berset stand die Relevanz der
Pflegebranche ausser Frage, er gab allerdings unter anderem zu bedenken, dass es
nicht ideal sei, Details in die Verfassung zu schreiben, die einen Effekt auf bestimmte
Berufsgruppen hätten. Vielmehr seien dazu andere Mittel und Wege nötig. Mit 28 zu 14
Stimmen empfahl das Stöckli die Initiative daraufhin den Stimmbürgerinnen und
Stimmbürgern zur Ablehnung. In den beiden Schlussabstimmungen, welche noch in der
gleichen Session stattfanden, sprachen sich die grosse Kammer mit 116 zu 74 Stimmen
(bei 6 Enthaltungen) und die kleine Kammer mit 30 zu 14 Stimmen für den
Bundesbeschluss auf Empfehlung zur Ablehnung aus. 1

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 07.06.2021
JOËLLE SCHNEUWLY

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Die im Vorjahr von den Gewerkschaften SGB und CNG gemeinsam lancierte
Volksinitiative „für ein sicheres Einkommen bei Krankheit (Taggeldinitiative)“ kam
nicht zustande. Als Hauptgrund nannte der SGB sein gleichzeitiges Engagement für vier
weitere sozialpolitische Initiativen in den Bereichen Krankenversicherung,
Arbeitszeitverkürzung, Lehrlingsausbildung und Kapitalgewinnsteuer. Der CNG, der mit
rund 16 500 gesammelten Unterschriften sein Plansoll einigermassen erfüllt hatte, warf
nach dieser Erklärung des SGB ebenfalls das Handtuch. Insgesamt waren bis Mitte
September lediglich 26 000 Unterschriften zusammen gekommen. 2

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 17.12.1999
MARIANNE BENTELI

Im Berichtsjahr behandelten die Räte die Volksinitiative „Abtreibungsfinanzierung ist
Privatsache – Entlastung der Krankenversicherung durch Streichung der Kosten des
Schwangerschaftsabbruchs aus der obligatorischen Grundversicherung“, welche der
Bundesrat im Vorjahr zur Ablehnung empfohlen hatte. Während die Argumentation
sowohl der Befürworter als auch der Gegner zwar mehrheitlich gesellschaftspolitischer
Natur war, wurden dennoch auch die Auswirkungen auf die Krankenversicherung
diskutiert. Die Einsparungen, so die Initiativgegner, seien aufgrund der tiefen
Abtreibungsrate in der Schweiz minimal und würden rund CHF 8 Mio. jährlich betragen.
Dies mache lediglich 0,03% der gesamten Gesundheitskosten aus, wobei die Tendenz
noch sinkend sei. Die durch die Krankenversicherung zu tragenden Folgekosten
möglicher illegaler Abtreibungen seien wahrscheinlich deutlich höher. Zudem würde
ein guter Teil der Kosten bereits heute über Franchise und Selbstbehalt von den
Versicherten selbst bezahlt. Weiter wurde geltend gemacht, die Initiative gefährde das
Solidaritätsprinzip in der Krankenversicherung. Es sei zu befürchten, dass eine
Nichtübernahme der Kosten von Abtreibungen in Zukunft Anlass sein könnte, auch die
Behandlung anderer „selbst verschuldeter“ Krankheiten wie Diabetes bei stark
Übergewichtigen oder Lungenkrebs bei Rauchern aus dem Leistungskatalog der
Grundversicherungen zu streichen. Die Befürworter der Initiative argumentierten, die
Kosten allfälliger Schwangerschaftsabbrüche könnten durch eine freiwillige

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 17.04.2013
FLAVIA CARONI
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Zusatzversicherung gedeckt werden. Beide Kammern folgten schliesslich der
Empfehlung des Bundesrates und lehnten die Initiative ohne Gegenvorschlag ab. Die
Volksabstimmung wurde für den 9. Februar 2014 angesetzt. 3

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Neben der Wahl Kochs entschied die SP am Thuner Parteitag, eine Volksinitiative für
eine soziale Krankenversicherung zu lancieren. Den Text mit dem Titel «Gesundheit
muss bezahlbar bleiben» verabschiedete sie Ende Oktober zusammen mit dem SGB
definitiv. Von der ursprünglichen Idee, die Kopfprämien vollständig durch einen um 8%
höheren Mehrwertsteuersatz zu ersetzen, wich sie ab und entschied stattdessen, die
Prämien sozial abzustufen, die Kinderprämien ganz abzuschaffen und die
Finanzierungslücke durch einen um rund 3,5% erhöhten Mehrwertsteuersatz zu
decken. Versicherte mit einem steuerbaren Einkommen von unter 20'000 CHF sollen
keine Prämien mehr bezahlen. Um die Gesundheitskosten zu reduzieren, soll der
Bundesrat jährliche Globalbudgets erstellen müssen und die Leistungen der
obligatorischen Krankenversicherung limitieren. Weiter soll er die Spitzenmedizin und
die Zulassung der Ärzte beschränken. 4

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 25.10.1997
EVA MÜLLER
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